
  1 von 23 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 2. (1) Z 1 bis Z 15a… 
 15b. Leichtmotorrad ein Motorrad oder ein Motorrad mit Beiwagen mit
 a) einer Motorleistung von nicht mehr als 35 kW und
 b) einem Verhältnis von Leistung/Leergewicht von nicht mehr als 0,2 

kW/kg 
das nicht von einem Fahrzeug mit mehr als der doppelten Motorleistung 
abgeleitet ist; 

Z 16 bis Z 22… 

Z 16 bis Z 22… 

§ 2. (1) Z 22… 
 22a. Spezialkraftwagen ein Kraftwagen, der nicht unter Z 5, 6, 7, 8, 9, 11, 18, 

19, 20, 21, 28a, 28b, 28c oder 28d fällt; 

§ 2. (1) Z 22…. 
 22a. Spezialkraftwagen ein Kraftwagen, der nicht unter Z 5, 6, 7, 8, 9, 11, 19, 

20, 21, 28a, 28b, 28c oder 28d fällt; 
§ 2. (1) 

 23. Sonderkraftfahrzeug ein Kraftfahrzeug, das nicht oder nicht 
ausschließlich auf Rädern läuft sowie Einachszugmaschinen, die mit 
einem anderen Fahrzeug oder Gerät so verbunden sind, dass sie mit 
diesem ein einziges Kraftfahrzeug bilden; 

Z 24 bis Z 46… 

§ 2. (1) 
 23. Sonderkraftfahrzeug ein Kraftfahrzeug, das nicht oder nicht 

ausschließlich auf Rädern läuft sowie Einachszugmaschinen, die mit 
einem anderen Fahrzeug oder Gerät so verbunden sind, dass sie mit 
diesem ein einziges Kraftfahrzeug bilden, sofern das Fahrzeug nicht 
unter eine der anderen Begriffsbestimmungen subsumiert werden kann; 

Z 24 bis Z 46… 
§ 15. (1) bis (2) Z 1 bis Z 11… 

 12. ein oder zwei seitliche nicht dreieckige gelbrote Rückstrahler je Seite.
§ 15. (1) bis (2) Z 1 bis Z 11… 
12. ein oder zwei seitliche nicht dreieckige gelbrote Rückstrahler je Seite,

(4) bis (5)…  13. ein oder zwei Tagfahrleuchten. 
(4) bis (5)… 

§ 20. (1) Z 1 bis Z 4 lit. f)… 
 g) Fahrzeugen, die von gemäß § 97 Abs. 2 StVO beeideten 

Straßenaufsichtsorganen zur Begleitung von Sondertransporten 
verwendet werden, sofern die Verwendung von Blaulicht im Bescheid 
gemäß § 39, § 82 Abs. 5, § 101 Abs. 5 oder § 104 Abs. 9 als Auflage zur 
Transportabsicherung vorgeschrieben wurde, für die Dauer dieser 
Transportbegleitung; 

§ 20. (1) Z 1 bis Z 4 lit.f)… 
 g) Fahrzeugen, die von gemäß § 97 Abs. 2 StVO beeideten 

Straßenaufsichtsorganen 
 -- zur Begleitung von Sondertransporten verwendet werden, sofern 

die Verwendung von Blaulicht im Bescheid gemäß § 39, § 82 
Abs. 5, § 101 Abs. 5 oder § 104 Abs. 9 als Auflage zur 
Transportabsicherung vorgeschrieben wurde, für die Dauer dieser 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Transportbegleitung oder

 -- im Auftrag der Behörde zur Ausleitung von Fahrzeugen zu 
Kontrollen gemäß § 58 verwendet werden, für die Dauer dieser 
Tätigkeit, 

§ 20. (1) Z 4 § 20. (1) Z 4 
  j) Fahrzeugen der Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes (§ 2 

Unfalluntersuchungsgesetz – UUG 2005) für Fahrten zum Ort eines 
Vorfalles gemäß § 6 UUG 2005, 

§ 20. (7) Die in den Abs. 1 bis 5 angeführten Scheinwerfer, Leuchten und 
Rückstrahler dürfen nicht blenden; sie dürfen die Wirkung der vorgeschriebenen 
Scheinwerfer, Leuchten und Rückstrahler nicht beeinträchtigen. Nach vorne darf, 
außer mit fluoreszierenden Farben bei Feuerwehrfahrzeugen oder 
Rettungsfahrzeugen, nie rotes Licht, nach hinten, außer bei 
Rückfahrscheinwerfern, rückstrahlenden Kennzeichentafeln, reflektierenden 
Warntafeln im Sinne des § 102 Abs. 10a und 10c, Zeichen für Platzkraftwagen 
(Taxi-Fahrzeuge), retroreflektierenden Markierungen, Konturmarkierungen sowie 
charakteristischen Markierungen zur Verbesserung der Sichtbarkeit und 
Erkennbarkeit schwerer und langer Fahrzeuge im Sinne der ECE-Regelung 
Nr. 104 und reflektierenden Tafeln (Aufklebern) für vierrädrige 
Leichtkraftfahrzeuge, nie weißes oder gelbes Licht aus- oder rückgestrahlt 
werden können; dies gilt jedoch nicht für die Kenntlichmachung von Fahrzeugen 
des Straßendienstes, von Fahrzeugen, deren größte Länge oder größte Breite die 
im § 4 Abs. 6 Z 2 und 3 festgesetzten Höchstgrenzen überschreitet, oder von über 
das Fahrzeug hinausragenden Ladungsteilen oder Geräten mit fluoreszierenden 
Farben oder rückstrahlendem Material. Leuchten mit Blinklicht sind 
ausschließlich bei Fahrtrichtungsanzeigern (§ 19) oder als Warnleuchten, 
Leuchten mit Drehlicht ausschließlich als Warnleuchten zulässig. Leuchten mit 
Drehlicht sind Leuchten, bei denen die die Richtung der Lichtaussendung 
bestimmenden Teile rotieren. Blaues Licht darf außer mit den im Abs. 1 lit. d und 
Abs. 5 angeführten Scheinwerfern und Warnleuchten nicht aus- oder 
rückgestrahlt werden. Wenn Bedenken bestehen, ob die Scheinwerfer, Leuchten 
und Rückstrahler oder ihre Anbringung den Vorschriften entsprechen, hat die 
Behörde hierüber ein Gutachten eines gemäß § 125 bestellten Sachverständigen 
oder der Bundesanstalt für Verkehr einzuholen. 

(8)… 

§ 20. (7) Die in den Abs. 1 bis 5 angeführten Scheinwerfer, Leuchten und 
Rückstrahler dürfen nicht blenden; sie dürfen die Wirkung der vorgeschriebenen 
Scheinwerfer, Leuchten und Rückstrahler nicht beeinträchtigen. Nach vorne darf, 
außer mit fluoreszierenden Farben bei Feuerwehrfahrzeugen oder 
Rettungsfahrzeugen, nie rotes Licht, nach hinten, außer bei 
Rückfahrscheinwerfern, rückstrahlenden Kennzeichentafeln, reflektierenden 
Warntafeln im Sinne des § 102 Abs. 10a und 10c, Zeichen für Platzkraftwagen 
(Taxi-Fahrzeuge), retroreflektierenden Markierungen, Konturmarkierungen sowie 
charakteristischen Markierungen zur Verbesserung der Sichtbarkeit und 
Erkennbarkeit schwerer und langer Fahrzeuge im Sinne der ECE-Regelung 
Nr. 104 und reflektierenden Tafeln (Aufklebern) für vierrädrige 
Leichtkraftfahrzeuge, nie weißes oder gelbes Licht aus- oder rückgestrahlt 
werden können; dies gilt jedoch nicht für die Kenntlichmachung von Fahrzeugen 
des Straßendienstes, von Fahrzeugen, deren größte Länge oder größte Breite die 
im § 4 Abs. 6 Z 2 und 3 festgesetzten Höchstgrenzen überschreitet, oder von über 
das Fahrzeug hinausragenden Ladungsteilen oder Geräten mit fluoreszierenden 
Farben oder rückstrahlendem Material. Leuchten mit Blinklicht sind 
ausschließlich bei Fahrtrichtungsanzeigern (§ 19) oder als Warnleuchten, 
Leuchten mit Drehlicht ausschließlich als Warnleuchten zulässig. Leuchten mit 
Drehlicht sind Leuchten, bei denen die die Richtung der Lichtaussendung 
bestimmenden Teile rotieren. Blaues Licht darf außer mit den im Abs. 1 lit. d und 
Abs. 5 angeführten Scheinwerfern und Warnleuchten nicht aus- oder 
rückgestrahlt werden. Wenn Bedenken bestehen, ob die Scheinwerfer, Leuchten 
und Rückstrahler oder ihre Anbringung den Vorschriften entsprechen, hat die 
Behörde hierüber ein Gutachten eines gemäß § 125 bestellten Sachverständigen 
einzuholen. 

(8)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 24. (1) bis (3)… 
(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem 

Fahrtschreiber ausgerüstet sein muss, hat den Fahrtschreiber und dessen 
Antriebseinrichtung (Fahrtschreiberanlage) nach jedem Einbau und jeder 
Reparatur dieser Anlage und nach jeder Änderung der Wegdrehzahl oder des 
wirksamen Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges, sonst mindestens einmal 
innerhalb von zwei Jahren seit der letzten Prüfung, durch einen gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen, durch die Bundesanstalt für Verkehr oder durch 
einen hiezu gemäß Abs. 5 Ermächtigten prüfen zu lassen, ob Einbau, Zustand, 
Messgenauigkeit und Arbeitsweise der Fahrtschreiberanlage die richtige Wirkung 
des Fahrtschreibers ergeben. Diese Verpflichtung gilt ebenso für den 
Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem Kontrollgerät im Sinne 
der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet ist (Anhang I Kapitel VI und 
Anhang I B Kapitel VI der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85). Beim Austausch 
oder der Reparatur eines digitalen Kontrollgerätes sind alle Daten des 
Kontrollgerätes von einem gemäß Abs. 5 Ermächtigten zu speichern und 
mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. Die gespeicherten Daten sind auf 
Verlangen dem Zulassungsbesitzer oder dem Arbeitgeber des Lenkers, dessen 
Daten gespeichert sind, zur Verfügung zu stellen und dürfen ohne behördliche 
Anordnung nicht an Dritte weitergegeben werden. Ein Nachweis über das 
Ergebnis der letzten durchgeführten Überprüfung der Fahrtschreiberanlage/des 
Kontrollgerätes ist bei einer Überprüfung (§ 56) oder Begutachtung (§ 57a) des 
Fahrzeuges vorzulegen. § 57 Abs. 9 und § 57a Abs. 1b gelten sinngemäß. 

(5) bis (7)… 

§ 24. (1) bis (3)… 
(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem 

Fahrtschreiber ausgerüstet sein muss, hat den Fahrtschreiber und dessen 
Antriebseinrichtung (Fahrtschreiberanlage) nach jedem Einbau und jeder 
Reparatur dieser Anlage und nach jeder Änderung der Wegdrehzahl oder des 
wirksamen Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges, sonst mindestens einmal 
innerhalb von zwei Jahren seit der letzten Prüfung, durch einen gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen, oder durch einen hiezu gemäß Abs. 5 Ermächtigten 
prüfen zu lassen, ob Einbau, Zustand, Messgenauigkeit und Arbeitsweise der 
Fahrtschreiberanlage die richtige Wirkung des Fahrtschreibers ergeben. Diese 
Verpflichtung gilt ebenso für den Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das 
mit einem Kontrollgerät im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 
ausgerüstet ist (Anhang I Kapitel VI und Anhang I B Kapitel VI der Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85). Beim Austausch oder der Reparatur eines digitalen 
Kontrollgerätes sind alle Daten des Kontrollgerätes von einem gemäß Abs. 5 
Ermächtigten zu speichern und mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. Die 
gespeicherten Daten sind auf Verlangen dem Zulassungsbesitzer oder dem 
Arbeitgeber des Lenkers, dessen Daten gespeichert sind, zur Verfügung zu stellen 
und dürfen ohne behördliche Anordnung nicht an Dritte weitergegeben werden. 
Ein Nachweis über das Ergebnis der letzten durchgeführten Überprüfung der 
Fahrtschreiberanlage/des Kontrollgerätes ist bei einer Überprüfung (§ 56) oder 
Begutachtung (§ 57a) des Fahrzeuges vorzulegen. § 57 Abs. 9 und § 57a Abs. 1b 
gelten sinngemäß. 

(5) bis (7)… 
§ 24. (8) Die für Einbau und Prüfung des digitalen Kontrollgerätes 

erforderlichen Werkstattkarten sind von den ermächtigten Stellen für die 
geeigneten Personen beim Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie unter Anschluss des Feststellungsbescheides des 
Landeshauptmannes gemäß Abs. 7 zu beantragen. In diesem Verfahren hat der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie die unter Randnummer 
175 des Anhangs I B der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vorgesehenen 
personenbezogenen Daten automationsunterstützt zu erfassen und über eine 
gesicherte Datenverbindung an das zentrale Register für Kontrollgerätekarten 
(§ 102b) weiterzuleiten. Für die Ausstellung der Werkstattkarte ist ein 
Kostenersatz an den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu 

§ 24. (8) Die für Einbau und Prüfung des digitalen Kontrollgerätes 
erforderlichen Werkstattkarten sind von den ermächtigten Stellen für die 
geeigneten Personen beim Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie unter Anschluss des Feststellungsbescheides des 
Landeshauptmannes gemäß Abs. 7 zu beantragen. In diesem Verfahren hat der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie die unter Randnummer 
175 des Anhangs I B der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vorgesehenen 
personenbezogenen Daten automationsunterstützt zu erfassen und über eine 
gesicherte Datenverbindung an das zentrale Register für Kontrollgerätekarten 
(§ 102b) weiterzuleiten. Für die Ausstellung der Werkstattkarte ist ein 
Kostenersatz an den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entrichten. Sind die Voraussetzungen erfüllt, so erteilt der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie im Wege der Bundesrechenzentrum GmbH 
den Auftrag zur Ausstellung der Werkstattkarte. Die zur Erlangung der 
Werkstattkarte erforderlichen schriftlichen Eingaben und die Ausstellung der 
Werkstattkarte sind von Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben befreit. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat durch Verordnung 
die Höhe des Kostenersatzes festzulegen. Werkstattkarten sind auf Antrag der 
jeweils zuständigen Stelle vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie auch für die geeigneten Personen in den Landesprüfstellen und in 
der Bundesanstalt für Verkehr auszustellen. Der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie hat den jeweils zuständigen Landeshauptmann über 
die Ausstellung von Werkstattkarten unverzüglich zu informieren. 

(9) bis (10)…

entrichten. Sind die Voraussetzungen erfüllt, so erteilt der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie im Wege der Bundesrechenzentrum GmbH 
den Auftrag zur Ausstellung der Werkstattkarte. Die zur Erlangung der 
Werkstattkarte erforderlichen schriftlichen Eingaben und die Ausstellung der 
Werkstattkarte sind von Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben befreit. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat durch Verordnung 
die Höhe des Kostenersatzes festzulegen. Werkstattkarten sind auf Antrag der 
jeweils zuständigen Stelle vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie auch für die geeigneten Personen in den Landesprüfstellen 
auszustellen. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
den jeweils zuständigen Landeshauptmann über die Ausstellung von 
Werkstattkarten unverzüglich zu informieren. 

(9) bis (10)… 
 § 24. (11) Ist ein Fahrzeug mit einem Wegstreckenmesser (Kilometerzähler) 

ausgerüstet, so dürfen keine Manipulationen des Kilometerzählers zur 
Reduzierung oder falschen Wiedergabe des Kilometerstandes des Fahrzeugs 
vorgenommen werden. Bei Reparatur oder Tausch des Kilometerzählers ist der 
bisherige Kilometerstand einzustellen. 

§ 31. (1)… 
(2) Über die Genehmigung eines einzelnen Kraftfahrzeuges oder Anhängers 

oder eines Fahrgestelles solcher Fahrzeuge hat auf Antrag des Erzeugers, bei 
ausländischen Erzeugern des gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigten oder des 
rechtmäßigen Besitzers des Fahrzeuges, unbeschadet der Bestimmungen des 
Abs. 6 der Landeshauptmann zu entscheiden, in dessen örtlichem 
Wirkungsbereich der rechtmäßige Besitzer seinen Hauptwohnsitz hat oder der 
Erzeuger oder sein inländischer Bevollmächtigter den Hauptwohnsitz oder eine 
feste Betriebsstätte oder, sofern sich das Fahrzeug dort befindet, ein 
Auslieferungslager haben. Der Landeshauptmann hat vor der Entscheidung über 
den Antrag auf Einzelgenehmigung ein Gutachten eines oder mehrerer gemäß 
§ 125 bestellter Sachverständiger oder der Bundesanstalt für Verkehr (§ 131) 
darüber einzuholen, ob das Fahrzeug den Erfordernissen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit und, soweit dies durch den Sachverständigen oder die 
Bundesanstalt für Verkehr zumutbar erkennbar ist, den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen entspricht. 

§ 31. (1)… 
(2) Über die Genehmigung eines einzelnen Kraftfahrzeuges oder Anhängers 

oder eines Fahrgestelles solcher Fahrzeuge hat auf Antrag des Erzeugers, bei 
ausländischen Erzeugern des gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigten oder des 
rechtmäßigen Besitzers des Fahrzeuges, unbeschadet der Bestimmungen des 
Abs. 6 der Landeshauptmann zu entscheiden, in dessen örtlichem 
Wirkungsbereich der rechtmäßige Besitzer seinen Hauptwohnsitz hat oder der 
Erzeuger oder sein inländischer Bevollmächtigter den Hauptwohnsitz oder eine 
feste Betriebsstätte oder, sofern sich das Fahrzeug dort befindet, ein 
Auslieferungslager haben. Der Landeshauptmann hat vor der Entscheidung über 
den Antrag auf Einzelgenehmigung ein Gutachten eines oder mehrerer gemäß 
§ 125 bestellter Sachverständiger darüber einzuholen, ob das Fahrzeug den 
Erfordernissen der Verkehrs- und Betriebssicherheit und, soweit dies durch den 
Sachverständigen zumutbar erkennbar ist, den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen entspricht. 

(3) bis (7)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) bis (7)…
§ 31a. (1) bis (2)… 
(3) Ein Antrag auf Einzelgenehmigung wird vom Hersteller oder Besitzer 

des Fahrzeugs oder von einer in ihrem Auftrag handelnden Person, sofern diese 
im Bundesgebiet ansässig ist, eingereicht. Hat der Hersteller oder Besitzer des 
Fahrzeugs keinen Sitz im Bundesgebiet, muss er eine in seinem Auftrag 
handelnde Person mit Sitz im Bundesgebiet nennen. Diese Person ist auch für die 
Entrichtung der im Zuge des Verfahrens anfallenden Gebühren, Abgaben und 
Kostenersätze (Abs. 8) verantwortlich. Die örtliche Zuständigkeit des 
Landeshauptmanns ergibt sich aus § 30 Abs. 2, bei Herstellern oder Besitzern 
ohne Sitz im Bundesgebiet aus dem Sitz der Person, die in ihrem Auftrag handelt. 

(4) bis (8)… 

§ 31a. (1) bis (2)… 
(3) Ein Antrag auf Einzelgenehmigung wird vom Hersteller oder Besitzer 

des Fahrzeugs oder von einer in ihrem Auftrag handelnden Person, sofern diese 
im Bundesgebiet ansässig ist, eingereicht. Hat der Hersteller oder Besitzer des 
Fahrzeugs keinen Sitz im Bundesgebiet, muss er eine in seinem Auftrag 
handelnde Person mit Sitz im Bundesgebiet nennen. Diese Person ist auch für die 
Entrichtung der im Zuge des Verfahrens anfallenden Gebühren, Abgaben und 
Kostenersätze (Abs. 8) verantwortlich. Die örtliche Zuständigkeit des 
Landeshauptmanns ergibt sich aus § 31 Abs. 2, bei Herstellern oder Besitzern 
ohne Sitz im Bundesgebiet aus dem Sitz der Person, die in ihrem Auftrag handelt. 

(4) bis (8)… 
§ 34. (1) bis (5)… 
(6) Zum Zwecke der Erprobung kann der Bundesminister für Verkehr, 

Innovation und Technologie durch Verordnung allgemein Ausnahmen von 
einzelnen oder allen Bestimmungen der §§ 4 bis 27 für bestimmte 
Fahrzeugkategorien festlegen, sofern dagegen vom Standpunkt der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen (Ausnahmeverordnung). Anstelle der 
Vorschriften der §§ 4 bis 27 können erforderlichenfalls davon abweichende 
Bestimmungen in dieser Verordnung festgelegt werden. Der zeitliche 
Geltungsbereich der Ausnahme, der keinesfalls einen Zeitraum von fünf Jahren 
übersteigen darf, ist jedenfalls in der Verordnung festzulegen. 

(7)… 

§ 34. (1) bis (5)… 
(6) Zum Zwecke der Erprobung oder wegen anderer besonderer 

Gegebenheiten, unter denen diese Fahrzeuge verwendet werden, kann der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie durch Verordnung 
allgemein Ausnahmen von einzelnen oder allen Bestimmungen der §§ 4 bis 27 
für bestimmte Fahrzeugkategorien festlegen, sofern dagegen vom Standpunkt der 
Verkehrs- und Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen 
(Ausnahmeverordnung). Anstelle der Vorschriften der §§ 4 bis 27 können 
erforderlichenfalls davon abweichende Bestimmungen in dieser Verordnung 
festgelegt werden. Erforderlichenfalls ist der zeitliche Geltungsbereich einer 
Ausnahme zum Zwecke der Erprobung, der keinesfalls einen Zeitraum von fünf 
Jahren übersteigen darf, in der Verordnung festzulegen. 

(7)… 
§ 37. (1)… 
(2) Kraftfahrzeuge und Anhänger dürfen nur zugelassen werden, wenn der 

Antragsteller glaubhaft macht, dass er der rechtmäßige Besitzer des Fahrzeuges 
ist oder das Fahrzeug auf Grund eines Abzahlungsgeschäftes im Namen des 
rechtmäßigen Besitzers innehat, wenn er seinen Hauptwohnsitz oder Sitz, bei 
Antragstellern ohne Sitz im Bundesgebiet eine Hauptniederlassung im 
Bundesgebiet hat oder bei Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat, jedenfalls der Mieter seinen Hauptwohnsitz oder Sitz im 

§ 37. (1)... 
(2) Kraftfahrzeuge und Anhänger dürfen nur zugelassen werden, wenn der 

Antragsteller glaubhaft macht, dass er der rechtmäßige Besitzer des Fahrzeuges 
ist oder das Fahrzeug auf Grund eines Abzahlungsgeschäftes im Namen des 
rechtmäßigen Besitzers innehat, wenn er seinen Hauptwohnsitz oder Sitz, bei 
Antragstellern ohne Sitz im Bundesgebiet eine Betriebsstätte im Bundesgebiet hat 
oder bei Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat, jedenfalls 
der Mieter seinen Hauptwohnsitz oder Sitz im Bundesgebiet hat, wenn er eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgebiet hat, wenn er eine Erklärung über die beabsichtigte 
Verwendungsbestimmung des Fahrzeuges abgibt und wenn er folgende 
Nachweise erbringt: 

(2a) bis (3)… 

Erklärung über die beabsichtigte Verwendungsbestimmung des Fahrzeuges 
abgibt und wenn er folgende Nachweise erbringt: 

(2a) bis (3)… 

§ 40. (1) Über einen Antrag auf Zulassung eines Kraftfahrzeuges oder 
Anhängers zum Verkehr hat, abgesehen von den im Abs. 2 bis 5 angeführten 
Fällen, die Behörde zu entscheiden, in deren örtlichem Wirkungsbereich das 
Fahrzeug seinen dauernden Standort hat. Als dauernder Standort eines 
Fahrzeuges gilt der Hauptwohnsitz des Antragstellers, bei Fahrzeugen von 
Unternehmungen der Ort, von dem aus der Antragsteller über das Fahrzeug 
hauptsächlich verfügt; jedoch gilt 

§ 40. (1) Über einen Antrag auf Zulassung eines Kraftfahrzeuges oder 
Anhängers zum Verkehr hat, abgesehen von den im Abs. 2 bis 5 angeführten 
Fällen, die Behörde zu entscheiden, in deren örtlichem Wirkungsbereich das 
Fahrzeug seinen dauernden Standort hat. Als dauernder Standort eines 
Fahrzeuges gilt der Hauptwohnsitz des Antragstellers, bei Fahrzeugen von 
Unternehmungen der Ort, von dem aus der Antragsteller über das Fahrzeug 
hauptsächlich verfügt; jedoch gilt 

 a) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für den Bundespräsidenten, die 
Präsidenten des Nationalrates, die Vorsitzenden des Bundesrates, die 
Mitglieder der Bundesregierung, die Staatssekretäre, die Mitglieder 
der Volksanwaltschaft, den Präsidenten oder Vizepräsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes und Verwaltungsgerichtshofes oder des 
Obersten Gerichtshofes, den Präsidenten des Rechnungshofes sowie 
zur Verwendung im Bereich des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der 
Finanzverwaltung, der Strafvollzugsverwaltung oder der Post 
bestimmt sind, sowie für Heeresfahrzeuge als dauernder Standort 
Wien, 

lit. b bis lit. d… 

 a) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für den Bundespräsidenten, die 
Präsidenten des Nationalrates, die Vorsitzenden des Bundesrates, die 
Mitglieder der Bundesregierung, die Staatssekretäre, die Mitglieder 
der Volksanwaltschaft, den Präsidenten oder Vizepräsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes und Verwaltungsgerichtshofes oder des 
Obersten Gerichtshofes, den Präsidenten des Rechnungshofes sowie 
zur Verwendung im Bereich des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der 
Finanzverwaltung oder der Strafvollzugsverwaltung bestimmt sind, 
sowie für Heeresfahrzeuge als dauernder Standort Wien, 

lit. b bis lit. d… 

§ 40. (2) bis (3)… 
(4) Über einen Antrag auf eingeschränkte Zulassung (§ 39) eines 

Fahrzeuges, das in den örtlichen Wirkungsbereichen von zwei oder mehr 
Landeshauptmännern verwendet werden soll, hat, unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs. 5, auch Anhörung der Straßenverwaltungen, denen die 
Erhaltung der in Betracht kommenden Straßenzüge obliegt, der 
Landeshauptmann zu entscheiden, in dessen örtlichem Wirkungsbereich der 
dauernde Standort des Fahrzeuges liegt; bei sinngemäßer Anwendung dieser 
Bestimmung gemäß § 45 Abs. 5, § 46 Abs. 3, § 82 Abs. 5, § 101 Abs. 5 und 
§ 104 Abs. 9 ist das Verfahren auf Antrag von dem Landeshauptmann zu führen, 
in dessen örtlichem Wirkungsbereich die Fahrt angetreten wird oder das Fahrzeug 
in das Bundesgebiet eingebracht wird. Der das Verfahren führende 
Landeshauptmann hat das Einvernehmen mit den übrigen betroffenen 

§ 40. (2) bis (3)… 
(4) Über einen Antrag auf eingeschränkte Zulassung (§ 39) eines 

Fahrzeuges, das in den örtlichen Wirkungsbereichen von zwei oder mehr 
Landeshauptmännern verwendet werden soll, hat, unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs. 5, auch Anhörung der Straßenverwaltungen, denen die 
Erhaltung der in Betracht kommenden Straßenzüge obliegt, der 
Landeshauptmann zu entscheiden, in dessen örtlichem Wirkungsbereich der 
dauernde Standort des Fahrzeuges liegt; bei sinngemäßer Anwendung dieser 
Bestimmung gemäß § 45 Abs. 5, § 46 Abs. 3, § 82 Abs. 5, § 101 Abs. 5 und 
§ 104 Abs. 9 ist das Verfahren auf Antrag von dem Landeshauptmann zu führen, 
in dessen örtlichem Wirkungsbereich die Fahrt angetreten wird oder das Fahrzeug 
in das Bundesgebiet eingebracht wird. Der das Verfahren führende 
Landeshauptmann hat das Einvernehmen mit den übrigen betroffenen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Landeshauptmännern herzustellen. Landeshauptmännern herzustellen. Einem Antrag auf eingeschränkte Zulassung 

(§ 39) oder auf Bewilligung von Transporten gemäß § 101 Abs. 5 oder von 
Fahrzeugen gemäß § 104 Abs. 9 ist nur dann stattzugeben, wenn der Antragsteller 
die für die ordnungsgemäße Verwendung des Fahrzeuges bzw. die Durchführung 
des Transportes erforderliche Verlässlichkeit besitzt. Diese kann angenommen 
werden, wenn nicht festgestellt wurde, dass der Antragsteller innerhalb der letzten 
sechs Monate eine derartige Bewilligung gefälscht oder verfälscht hat oder eine 
solche Bewilligung wegen Missbrauchs aufgehoben worden ist. Wird im Zuge 
einer Kontrolle eine ge- oder verfälschte Bewilligung vorgewiesen, so kann diese 
vom Landeshauptmann aufgehoben werden. 

§ 40. (5) Heeresfahrzeuge sind vom Bundesminister für Landesverteidigung 
zuzulassen. Wurde für ein solches Fahrzeug eine Ausnahmegenehmigung (§ 34) 
unter der Bedingung erteilt, dass es nur auf bestimmten Arten von Straßen 
verwendet wird, so sind vor der eingeschränkten Zulassung (§ 39 Abs. 1) die 
Straßenverwaltungen anzuhören, denen die Erhaltung der in Betracht kommenden 
Straßenzüge obliegt. 

(6)… 

§ 40. (5) Heeresfahrzeuge sind vom Bundesminister für Landesverteidigung 
zuzulassen. Die im Zuge der Zulassung erfassten Daten sind im Sinne des § 40b 
Abs. 6 Z 2 der zentralen Zulassungsevidenz des Bundesministers für Inneres zu 
übermitteln. Wurde für ein solches Fahrzeug eine Ausnahmegenehmigung (§ 34) 
unter der Bedingung erteilt, dass es nur auf bestimmten Arten von Straßen 
verwendet wird, so sind vor der eingeschränkten Zulassung (§ 39 Abs. 1) die 
Straßenverwaltungen anzuhören, denen die Erhaltung der in Betracht kommenden 
Straßenzüge obliegt. 

(6)… 
§ 40a. (1) bis (2)… 
(3) Als Zulassungsstelle kommt nur eine Einrichtung von in Österreich zum 

Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherern, die 
hierzu durch Bescheid des Landeshauptmannes ermächtigt worden sind, in 
Betracht, die im Sprengel der Behörde, im Sprengel der unmittelbar 
angrenzenden Behörde desselben Bundeslandes oder am Sitz der Behörde einen 
Standort aufweist. Grenzt an den Sprengel einer Behörde im selben Bundesland 
nur ein weiterer Sprengel unmittelbar an, so kann die Ermächtigung über Antrag 
auf den an diesen Sprengel in der weiteren Folge jeweils unmittelbar 
angrenzenden örtlichen Wirkungsbereich der benachbarten Behörden des selben 
Bundeslandes ausgedehnt werden. 

(4)… 

§ 40a. (1) bis (2) 
(3) Als Zulassungsstelle kommt nur eine Einrichtung von in Österreich zum 

Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherern, die 
hierzu durch Bescheid des Landeshauptmannes ermächtigt worden sind, in 
Betracht, die im Sprengel oder am Sitz der Behörde einen Standort aufweist. Die 
Ermächtigung kann über Antrag auf andere Behörden desselben Bundeslandes 
ausgedehnt werden. 

(4)… 

§ 40a. (5) Z 24… 
 25. Entgegennahme einer neuen Versicherungsbestätigung und 

Ersichtlichmachung dieses Umstandes in der Zulassungsevidenz. 

§ 40a. (5) Z 24… 
 25. Entgegennahme einer neuen Versicherungsbestätigung und 

Ersichtlichmachung dieses Umstandes in der zentralen Deckungsevidenz, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  26. Entgegennahme einer Anzeige gem. § 61 Abs. 3 und Abs. 4 und 

Ersichtlichmachung in der zentralen Deckungsevidenz. 
§ 40a. (6) Die Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer Gemeinde, für 

das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, die 
Landespolizeidirektion, für deren Sprengel eine Zulassungsstelle eingerichtet ist, 
kann jederzeit überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Ermächtigung noch gegeben sind und die übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß 
besorgt werden. Weiters kann die Vorlage von Unterlagen betreffend die 
übertragenen Aufgaben verlangt werden. Einem solchen Verlangen hat die 
Zulassungsstelle unverzüglich nachzukommen. Weiters kann die Behörde 
Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anordnungen der Behörde 
ist unverzüglich zu entsprechen. 

(6a) bis (8)… 

§ 40a. (6) Die Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer Gemeinde, für 
das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, die 
Landespolizeidirektion, für deren Sprengel eine Zulassungsstelle eingerichtet ist, 
kann jederzeit überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Ermächtigung noch gegeben sind und die übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß 
besorgt werden. Weiters kann die Vorlage von Unterlagen betreffend die 
übertragenen Aufgaben verlangt werden. Einem solchen Verlangen hat die 
Zulassungsstelle unverzüglich nachzukommen. Weiters kann die Behörde 
Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anordnungen der Behörde 
ist unverzüglich zu entsprechen. Wurden bei der Zulassung eines Fahrzeugs 
einschlägige Rechtsvorschriften nicht beachtet und das Fahrzeug rechtswidrig 
zugelassen, so kann diese Zulassung von der Behörde aufgehoben werden. 

(6a) bis (8)… 
§ 41. (1) bis (6)… 
(7) Bei der Zuweisung von Wechselkennzeichen (§ 48 Abs. 2) wird ein 

Zulassungsschein in Papierformat oder eine Chipkartenzulassungsbescheinigung 
pro Fahrzeug ausgestellt. Auf der Chipkartenzulassungsbescheinigung ist in 
diesem Fall der Vermerk „Wechselkennzeichen“ mit freiem Auge lesbar 
anzubringen.

§ 41. (1) bis (6)… 
(7) Bei der Zuweisung von Wechselkennzeichen (§ 48 Abs. 2) wird ein 

Zulassungsschein in Papierformat oder eine Chipkartenzulassungsbescheinigung 
pro Fahrzeug ausgestellt. 

§ 44. (1) lit. a)… 
Die Zulassung ist von der Behörde, die das Fahrzeug zugelassen hat, 

aufzuheben, wenn 

§ 44. (1) lit. a)… 
Die Zulassung ist von der Behörde, die das Fahrzeug zugelassen hat, 

aufzuheben, wenn 
 a) sich das Fahrzeug nicht in verkehrs- und betriebssicherem Zustand 

befindet und nicht glaubhaft gemacht wird, dass es erst nach 
Behebung dieses Zustandes weiter auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr verwendet wird, 

 a) sich das Fahrzeug nicht in verkehrs- und betriebssicherem Zustand 
befindet und nicht glaubhaft gemacht wird, dass es erst nach 
Behebung dieses Zustandes weiter auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr verwendet wird, 

 b) der Versicherer des Fahrzeuges die im § 61 Abs. 3 angeführte Anzeige 
erstattet hat; das Verfahren zur Aufhebung der Zulassung ist 
spätestens einen Monat gerechnet vom Einlangen der Anzeige 
einzuleiten, sofern der Versicherer nicht die Behörde verständigt hat, 
dass seine Verpflichtung zur Leistung wieder besteht, 

 c) der Versicherer des Fahrzeuges eine im § 61 Abs. 4 angeführte  c) die Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anzeige erstattet hat und weder der Zulassungsbesitzer eine neue 
Versicherungsbestätigung vorgelegt noch ein Versicherer die Behörde 
verständigt hat, dass seine Verpflichtung zur Leistung hinsichtlich des 
Fahrzeuges besteht, oder 

lit. d)… 

Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer der Behörde, in 
deren Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, unter Angabe des 
Kennzeichens angezeigt hat, dass kein haftender Versicherer 
festgestellt werden kann (§ 47 Abs. 4b letzter Satz), oder 

lit. d)… 
§ 44. (3) Eine Berufung gegen die Aufhebung der Zulassung gemäß Abs. 1 

lit. a oder c hat keine aufschiebende Wirkung. 
(3a) bis (5)… 

§ 44. (3) Eine Beschwerde gegen die Aufhebung der Zulassung gemäß 
Abs. 1 lit. a oder c hat keine aufschiebende Wirkung. 

(3a) bis (5)… 
§ 45. (1) Probefahrten mit nicht zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen 

oder Anhängern oder Fahrgestellen solcher Fahrzeuge dürfen auf Straßen mit 
öffentlichem Verkehr nur mit Bewilligung der Behörde durchgeführt werden, in 
deren örtlichem Wirkungsbereich der Ort liegt, von dem aus der Antragsteller 
hauptsächlich über die Verwendung der Probefahrtkennzeichen verfügt. 
Probefahrten sind Fahrten zur Feststellung der Gebrauchsfähigkeit oder der 
Leistungsfähigkeit von Fahrzeugen oder ihrer Teile oder Ausrüstungsgegenstände 
oder Fahrten, um Fahrzeuge vorzuführen. Als Probefahrten gelten auch 

§ 45. (1) Probefahrten mit nicht zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen 
oder Anhängern oder Fahrgestellen solcher Fahrzeuge dürfen auf Straßen mit 
öffentlichem Verkehr nur mit Bewilligung der Behörde durchgeführt werden, in 
deren örtlichem Wirkungsbereich der Ort liegt, von dem aus der Antragsteller 
hauptsächlich über die Verwendung der Probefahrtkennzeichen verfügt. 
Probefahrten sind Fahrten zur Feststellung der Gebrauchsfähigkeit oder der 
Leistungsfähigkeit von Fahrzeugen oder ihrer Teile oder Ausrüstungsgegenstände 
oder Fahrten, um Fahrzeuge vorzuführen. Als Probefahrten gelten auch 

 1. Fahrten zur Überführung eines Fahrzeuges an einen anderen Ort im 
Rahmen des Geschäftsbetriebes, 

(1a) bis (2)… 

 1. Fahrten zur Überführung eines Fahrzeuges an einen anderen Ort im 
Rahmen des Geschäftsbetriebes sowie Fahrten um unbeladene Fahrzeuge 
der Klassen M2, M3, N2 oder N3 gewerbsmäßig im Auftrag von 
Nutzfahrzeugherstellern oder Nutzfahrzeughändlern zu überführen, 

(1a) bis (2)…
§ 45. (3) Z 1 bis Z 3… 

 4. der Antragsteller die für die ordnungsgemäße Verwendung der 
Probefahrtkennzeichen erforderliche Verlässlichkeit besitzt; diese kann 
angenommen werden, wenn dem Antragsteller nicht innerhalb der letzten 
sechs Monate eine Probefahrtbewilligung wegen Missbrauchs oder 
Verstoß gegen Abs. 6 aufgehoben worden ist. 

(4) bis (6)… 

§ 45. (3) Z 1 bis Z 3… 
 4. der Antragsteller die für die ordnungsgemäße Verwendung der 

Probefahrtkennzeichen erforderliche Verlässlichkeit besitzt; diese kann 
angenommen werden, wenn dem Antragsteller nicht innerhalb der letzten 
sechs Monate eine Probefahrtbewilligung wegen Missbrauchs oder 
Verstoß gegen Abs. 6 aufgehoben worden ist und gegen die Vergabe an 
den Antragsteller keine steuerlichen Bedenken bestehen. 

(4) bis (6)… 
§ 45. (6a) Die Behörde kann die Bewilligung bei wiederholtem Missbrauch 

oder wenn die Vorschriften des Abs. 6 wiederholt nicht eingehalten wurden, 
aufheben. In diesem Fall darf eine neuerliche Bewilligung zur Durchführung von 
Probefahrten nicht vor Ablauf von sechs Monaten erteilt werden. Die 

§ 45. (6a) Wird ein Probekennzeichen zu anderen als den im Abs. 1 
festgelegten Fahrten verwendet, sind die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes berechtigt, die Kennzeichentafeln abzunehmen und 
einzuziehen. Über Antrag des Besitzers der Bewilligung sind die Kennzeichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bewilligung ist auch aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung 
nicht mehr gegeben sind. Die Bestimmungen der §§ 43 und 44 gelten sinngemäß. 
Im Falle einer Aufhebung sind die Kennzeichentafeln mit den 
Probefahrtkennzeichen und der Probefahrtschein (Abs. 4) unverzüglich der 
Behörde abzuliefern. Die Ablieferung begründet keinen Anspruch auf 
Entschädigung. 

(7) bis (8)… 

wieder auszufolgen, wenn die Voraussetzungen für die Bewilligung gegeben 
sind. Bei wiederholtem Missbrauch oder wenn die Vorschriften des Abs. 6 
wiederholt nicht eingehalten werden, hat die Behörde die Bewilligung 
aufzuheben. In diesem Fall darf eine neuerliche Bewilligung zur Durchführung 
von Probefahrten nicht vor Ablauf von sechs Monaten erteilt werden. Die 
Bewilligung ist auch aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung 
nicht mehr gegeben sind. Die Bestimmungen der §§ 43 und 44 gelten sinngemäß. 
Im Falle einer Aufhebung sind die Kennzeichentafeln mit den 
Probefahrtkennzeichen und der Probefahrtschein (Abs. 4) unverzüglich der 
Behörde abzuliefern. Die Ablieferung begründet keinen Anspruch auf 
Entschädigung. 

(7) bis (8)… 
§ 47. (1) Die Behörde hat, sofern die Zulassung nicht durch 

Zulassungsstellen vorgenommen wird, eine Evidenz über die in ihrem örtlichen 
Wirkungsbereich zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuge und Anhänger zu 
führen. In diese Evidenz hat sie das zugewiesene Kennzeichen, das Datum der 
Anmeldung, der Abmeldung, der Hinterlegung des Zulassungsscheines und der 
Kennzeichentafeln, der Aufhebung oder des Erlöschens der Zulassung, bei 
natürlichen Personen den Namen des Zulassungsbesitzers, den akademischen 
Grad, das Geburtsdatum, das Geschlecht, den Beruf und die Anschrift, bei 
juristischen Personen und Personengesellschaften des Handelsrechtes den Namen 
oder die Firma, die Art des Betriebes und die Anschrift, im Falle einer Miete des 
Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat auch die Daten des Mieters, 
außerdem andere mit der Zulassung und der Beschaffenheit des Fahrzeuges 
zusammenhängende Daten, soweit dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben als 
Zulassungsbehörde erforderlich ist, aufzunehmen. Die Daten sind nach sieben 
Jahren ab Abmeldung, Aufhebung oder Erlöschen der Zulassung des Fahrzeuges 
zu löschen. Die Behörde muss die Zulassungsdaten der in ihrem örtlichem 
Wirkungsbereich zugelassenen oder zuzulassenden Fahrzeuge in der von der 
Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer geführten Zulassungsevidenz 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben als Zulassungsbehörde verwenden können. 

(1a) bis (3)… 

§ 47. (1) Die Behörde hat, sofern die Zulassung nicht durch 
Zulassungsstellen vorgenommen wird, eine Evidenz über die in ihrem örtlichen 
Wirkungsbereich zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuge und Anhänger zu 
führen. In diese Evidenz hat sie das zugewiesene Kennzeichen, das Datum der 
Anmeldung, der Abmeldung, der Hinterlegung des Zulassungsscheines und der 
Kennzeichentafeln, der Aufhebung oder des Erlöschens der Zulassung, bei 
natürlichen Personen den Namen des Zulassungsbesitzers, den akademischen 
Grad, das Geburtsdatum, das Geschlecht, den Beruf und die Anschrift, bei 
juristischen Personen und Personengesellschaften des Handelsrechtes den Namen 
oder die Firma, die Art des Betriebes und die Anschrift, im Falle einer Miete des 
Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat auch die Daten des Mieters, 
außerdem andere mit der Zulassung und der Beschaffenheit des Fahrzeuges 
zusammenhängende Daten, soweit dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben als 
Zulassungsbehörde erforderlich ist, aufzunehmen. Die Daten sind nach sieben 
Jahren ab Abmeldung, Aufhebung oder Erlöschen der Zulassung des Fahrzeuges 
zu löschen, sofern ein Verwertungsnachweis über das Fahrzeug vorgelegt worden 
ist. Die Behörde muss die Zulassungsdaten der in ihrem örtlichem 
Wirkungsbereich zugelassenen oder zuzulassenden Fahrzeuge in der von der 
Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer geführten Zulassungsevidenz 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben als Zulassungsbehörde verwenden können 

(1a) bis (3)… 
§ 47. (4) Der Bundesminister für Inneres führt eine zentrale § 47. (4) Der Bundesminister für Inneres führt eine zentrale 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zulassungsevidenz. Zu diesem Zweck haben – sofern die Zulassung nicht durch 
Zulassungsstellen vorgenommen wird – die Zulassungsbehörden, die die örtliche 
Zulassungsevidenz automationsunterstützt führen, laufend die Daten der 
Zulassungsbesitzer, im Falle einer Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat auch die Daten der Mieter, gemäß Abs. 1 – ausgenommen Beruf 
und Art des Betriebes – sowie Daten über das Kraftfahrzeug oder den Anhänger 
und die Zulassung dem Bundesminister für Inneres mittels maschinell lesbarer 
Datenträger oder im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. Auskünfte 
sind im Wege der Datenfernverarbeitung dem Bundesministerium für Inneres, 
dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, dem 
Bundesministerium für Finanzen und den Finanzbehörden, den 
Landespolizeidirektionen, den Bezirksverwaltungsbehörden, den Magistraten der 
Städte mit eigenem Statut, den Dienststellen der Bundespolizei, den 
Grenzkontrolldienststellen, den militärischen Organen und Behörden zum 
Zwecke der Vollziehung des Militärbefugnisgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2000, und – 
nach Maßgabe der technischen und organisatorischen Voraussetzungen und 
kostenneutral für den Bund – den Gemeindesicherheitswachen zu erteilen, soweit 
diese zur Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung bilden. Weiters sind Auskünfte automationsunterstützt im Wege 
der Datenfernverarbeitung nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit auch Behörden 
anderer Staaten zu erteilen, sofern sich eine solche Verpflichtung aus 
Gemeinschaftsrecht oder anderen zwischenstaatlichen Vereinbarungen ergibt. 
Abs. 1 dritter Satz über die Löschung der Daten gilt sinngemäß. 

Zulassungsevidenz. Zu diesem Zweck haben – sofern die Zulassung nicht durch 
Zulassungsstellen vorgenommen wird – die Zulassungsbehörden, die die örtliche 
Zulassungsevidenz automationsunterstützt führen, laufend die Daten der 
Zulassungsbesitzer, im Falle einer Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat auch die Daten der Mieter, gemäß Abs. 1 – ausgenommen Beruf 
und Art des Betriebes – sowie Daten über das Kraftfahrzeug oder den Anhänger 
und die Zulassung dem Bundesminister für Inneres mittels maschinell lesbarer 
Datenträger oder im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. Auskünfte 
sind im Wege der Datenfernverarbeitung dem Bundesministerium für Inneres, 
dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, dem 
Bundesministerium für Finanzen und den Finanzbehörden, den 
Landespolizeidirektionen, den Bezirksverwaltungsbehörden, den Magistraten der 
Städte mit eigenem Statut, den Dienststellen der Bundespolizei, den 
Grenzkontrolldienststellen, den militärischen Organen und Behörden zum 
Zwecke der Vollziehung des Militärbefugnisgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2000, den 
Krankenversicherungsträgern und – nach Maßgabe der technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen und kostenneutral für den Bund – den 
Gemeindesicherheitswachen zu erteilen, soweit diese zur Wahrnehmung der 
ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Weiters 
sind Auskünfte automationsunterstützt im Wege der Datenfernverarbeitung nach 
dem Prinzip der Gegenseitigkeit auch Behörden anderer Staaten zu erteilen, 
sofern sich eine solche Verpflichtung aus Gemeinschaftsrecht oder anderen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen ergibt. Abs. 1 dritter Satz über die Löschung 
der Daten gilt sinngemäß. 

§ 47. (4a) Die Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer hat die gemäß § 40b Abs. 6 Z 2 
und gemäß Abs. 4b erfassten und übermittelten Daten in einer zentralen Evidenz 
zu erfassen und zu speichern. Für die Durchführung von weiteren Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit Zulassungsvorgängen können die jeweils zuständigen 
Behörden oder Zulassungsstellen auf die jeweils in Betracht kommenden Daten 
zugreifen und diese verwenden. Weiters können auch die Landeshauptmänner 
nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten auf die fahrzeugspezifischen Daten 
dieser Evidenz zugreifen und in Verfahren zur Fahrzeuggenehmigung verwenden.

§ 47. (4a) Die Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer hat die gemäß § 40b Abs. 6 Z 2 
erfassten und übermittelten Daten in einer zentralen Zulassungsevidenz zu 
erfassen und zu speichern. Für die Durchführung von weiteren Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit Zulassungsvorgängen können die jeweils zuständigen 
Behörden oder Zulassungs-stellen auf die jeweils in Betracht kommenden Daten 
zugreifen und diese verwenden. Weiters können auch die Landeshauptmänner 
nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten auf die fahrzeugspezifischen Daten 
dieser Evidenz zugreifen und in Verfahren zur Fahrzeuggenehmigung verwenden. 

 § 47. (4b) Die Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer führt eine zentrale 
Deckungsevidenz über alle ausgestellten Versicherungsbestätigungen (§ 61 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1) für zum Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge und Anhänger. In dieser 
Evidenz sind alle von Versicherungsunternehmen ausgestellte 
Versicherungsbestätigungen sowie Anzeigen gem. § 61 Abs. 3 und 4 
aufzunehmen. Die nach Einlangen und Gültigkeitsbeginn erstgereihte 
Versicherungsbestätigung ist in der von der Gemeinschaftseinrichtung geführten 
zentralen Zulassungsevidenz (Abs. 4a) zu erfassen und zu speichern. 
Versicherungsbestätigungen, bei denen bereits die Frist gem. § 61 Abs. 1a 
abgelaufen ist, werden nicht in die zentrale Deckungsevidenz aufgenommen. § 20 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetz 1994 bleibt unberührt. Die 
Gemeinschaftseinrichtung hat jedenfalls sicherzustellen, dass der in dieser Weise 
festgestellte Versicherer der Behörde ebenso mitgeteilt wird wie eine Anzeige 
gemäß § 61 Abs. 3. Falls kein haftender Versicherer festgestellt werden kann, ist 
dieser Umstand der Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug 
zugelassen ist, unter Angabe des Kennzeichens anzuzeigen (§ 61 Abs. 4). 

 § 47. (4c) Auf die in der zentralen Zulassungsevidenz gemäß Abs. 4a 
gespeicherten fahrzeugspezifischen Daten können bundesweit organisierte 
Pannenhilfsdienste nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten auf 
Veranlassung des Zulassungsbesitzers oder des Lenkers als Vertreter des 
Zulassungsbesitzers durch Abfragen über das Kennzeichen zugreifen und diese 
fahrzeugspezifischen Daten für die Durchführung der Pannenhilfe im konkreten 
Anlassfall verwenden. Die schriftliche Zustimmung des Zulassungsbesitzers oder 
des Lenkers als Vertreter des Zulassungsbesitzers ist von den Pannenhilfsdiensten 
aufzubewahren und auf Verlangen der Behörde vorzulegen. Die 
Zulassungsevidenz hat eine vollständige Protokollierung aller erfolgter und 
versuchter Datenabfragen vorzunehmen, aus der erkennbar ist, welcher Stelle 
welche Daten übermittelt wurden. Diese Protokolldaten sind zu speichern und 
drei Jahre nach ihrer Entstehung zu löschen. Die Pannenhilfsdienste haben der 
Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer die Kosten für die Einrichtung 
der Abfragemöglichkeit zu ersetzen. 

§ 47. (5) Abs. 1 bis 4a gelten für die Bewilligung zur Durchführung von 
Probe- oder von Überstellungsfahrten (§§ 45 und 46) sinngemäß. 

(6)… 

§ 47. (5) Abs. 1 bis 4b gelten für die Bewilligung zur Durchführung von 
Probe- oder von Überstellungs-fahrten (§§ 45 und 46) sinngemäß. 

(6)… 
§ 48. (1)… 
(2) bis (3)…

§ 48. (1)… 
(1a) Auf Antrag einer Landespolizeidirektion oder des Bundesministeriums 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
für Inneres dürfen Deckkennzeichen auch zur Verwendung für ausländische 
Polizeifahrzeuge, die nicht in Österreich zugelassen sind, zugewiesen werden. 

(2) bis (3)… 
§ 48. (4) Die Kennzeichen müssen aus lateinischen Buchstaben und 

arabischen Ziffern bestehen. Das Kennzeichen muss mit einem oder zwei 
Buchstaben als Bezeichnung der Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich 
das Fahrzeug zugelassen ist, beginnen. Bei Kennzeichen für die im § 40 Abs. 1 
angeführten Fahrzeuge kann die Bezeichnung der Behörde entfallen. Das 
Kennzeichen hat weiters, sofern es kein Deckkennzeichen gemäß Abs. 1 ist, bei 
Fahrzeugen, die zur Verwendung im Bereiche des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, der Finanzverwaltung, der Strafvollzugsverwaltung oder der 
Post bestimmt sind, sowie bei Heeresfahrzeugen und bei den im § 54 Abs. 3 und 
Abs. 3a lit. a und b angeführten Fahrzeugen an Stelle der Bezeichnung der 
Behörde die Bezeichnung des sachlichen Bereiches zu enthalten. Der 
Bezeichnung der Behörde, oder, wenn diese entfällt, des sachlichen Bereiches, 
hat das Zeichen zu folgen, unter dem das Fahrzeug bei der Behörde vorgemerkt 
ist. 

(5)… 

§ 48. (4) Die Kennzeichen müssen aus lateinischen Buchstaben und 
arabischen Ziffern bestehen. Das Kennzeichen muss mit einem oder zwei 
Buchstaben als Bezeichnung der Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich 
das Fahrzeug zugelassen ist, beginnen. Bei Kennzeichen für die im § 40 Abs. 1 
angeführten Fahrzeuge kann die Bezeichnung der Behörde entfallen. Das 
Kennzeichen hat weiters, sofern es kein Deckkennzeichen gemäß Abs. 1 ist, bei 
Fahrzeugen, die zur Verwendung im Bereiche des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, der Finanzverwaltung oder der Strafvollzugsverwaltung 
bestimmt sind, sowie bei Heeresfahrzeugen und bei den im § 54 Abs. 3 und 
Abs. 3a lit. a und b angeführten Fahrzeugen an Stelle der Bezeichnung der 
Behörde die Bezeichnung des sachlichen Bereiches zu enthalten. Der 
Bezeichnung der Behörde, oder, wenn diese entfällt, des sachlichen Bereiches, 
hat das Zeichen zu folgen, unter dem das Fahrzeug bei der Behörde vorgemerkt 
ist. 

(5) 
§ 49. (1) bis (2)… 
(3) Auf Antrag des Zulassungsbesitzers eines in Z 1 bis 3 genannten 

Kraftfahrzeuges hat die Behörde Kennzeichentafeln mit dessen Kennzeichen 
auszugeben für 

§ 49. (1) bis (2)… 
(3) Auf Antrag des Zulassungsbesitzers eines in Z 1 bis 3 genannten 

Kraftfahrzeuges hat die Behörde Kennzeichentafeln mit dessen Kennzeichen 
auszugeben für 

 1. Anhänger mit ausländischem Kennzeichen, die mit einem Kraftfahrzeug 
mit österreichischem Kennzeichen gezogen werden sollen (§ 83), wenn 
der Antragsteller glaubhaft macht, dass er Beförderungen vom Ausland 
in das Inland durchzuführen hat; 

 1. Anhänger mit ausländischem Kennzeichen, die mit einem Kraftfahrzeug 
mit österreichischem Kennzeichen gezogen werden sollen (§ 83), wenn 
der Antragsteller glaubhaft macht, dass er Beförderungen vom Ausland 
in das Inland durchzuführen hat; 

 2. nicht zum Verkehr zugelassene Anhänger, die mit einem Kraftfahrzeug 
mit österreichischem Kennzeichen gezogen werden sollen, wenn der 
Antragsteller glaubhaft macht, dass der Anhänger mit dem Kraftfahrzeug 
im Ausland gezogen werden soll; 

 2. nicht zum Verkehr zugelassene Anhänger, die mit einem Kraftfahrzeug 
mit österreichischem Kennzeichen gezogen werden sollen, wenn der 
Antragsteller glaubhaft macht, dass der Anhänger mit dem Kraftfahrzeug 
im Ausland gezogen werden soll; 

 3. auf der Anhängekupplung des Kraftfahrzeuges montierte Fahrradträger. 3. auf der Anhängekupplung des Kraftfahrzeuges montierte Fahrradträger. 
Die Ausgabe solcher Kennzeichentafeln ist im Zulassungsschein für das 
Kraftfahrzeug zu vermerken. 

(4) bis (5a)… 

(4) bis (5a)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 49. (5b) Eine Bewilligung nach Abs. 5 ist zu entziehen, wenn die 

Gewerbeberechtigung erloschen ist oder die erforderliche Zuverlässigkeit 
weggefallen ist; sie ist weiters zu entziehen, wenn der Bewilligungsinhaber trotz 
Aufforderung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie 
keinen gewerberechtlichen Geschäftsführer bestellt oder seine Meldepflicht 
gemäß Abs. 5 wiederholt verletzt. Wurde die Bewilligung entzogen, so sind die 
Prägestempel mit dem Staatswappen unverzüglich dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie abzuliefern. Die Ablieferung begründet 
keinen Anspruch auf Entschädigung. 

(5c) bis (8)… 

§ 49. (5b) Eine Bewilligung nach Abs. 5 ist zu entziehen, wenn die 
Gewerbeberechtigung erloschen ist oder die erforderliche Zuverlässigkeit 
weggefallen ist; sie ist weiters zu entziehen, wenn der Bewilligungsinhaber trotz 
Aufforderung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie 
keinen gewerberechtlichen Geschäftsführer bestellt oder seine Meldepflicht 
gemäß Abs. 5a wiederholt verletzt. Wurde die Bewilligung entzogen, so sind die 
Prägestempel mit dem Staatswappen unverzüglich dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie abzuliefern. Die Ablieferung begründet 
keinen Anspruch auf Entschädigung. 

(5c) bis (8)… 
§ 52. (1)… 
(2) Der Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln dürfen nach ihrer 

Hinterlegung (Abs. 1) erst wieder ausgefolgt werden, wenn eine 
Versicherungsbestätigung gemäß § 61 Abs. 1 vorgelegt wurde. 

§ 52. (1)… 
(2) Der Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln dürfen nach ihrer 

Hinterlegung (Abs. 1) wieder ausgefolgt werden, wenn zu der zuletzt in der 
zentralen Zulassungsevidenz (§ 47 Abs. 4a) erfassten Versicherungsbestätigung 
kein Widerruf erfolgt ist. In diesem Fall ist eine neue Versicherungsbestätigung 
vorzulegen. 

§ 56. (1)… 
(1a) Die Behörde kann Fahrzeuge, deren erstmalige Zulassung länger als 

zwölf Jahre zurückliegt, überprüfen, ob sie den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen entsprechen. Wenn die Behörde das erforderliche Gutachten von 
der Landesprüfstelle oder der Bundesanstalt für Verkehr einholt, so kann zur 
besseren Koordination und effizienten Auslastung auch die Auswahl der 
Fahrzeuge und die Vorladung der Zulassungsbesitzer im Einvernehmen mit dem 
Landeshauptmann diesem oder der Bundesanstalt für Verkehr übertragen werden. 
In diesen Fällen gehen auch die Zuständigkeiten gemäß § 57 Abs. 6 und Abs. 7 
auf den Landeshauptmann oder die Bundesanstalt für Verkehr über. 

(1b) bis (5)… 

§ 56. (1)… 
(1a) Die Behörde kann Fahrzeuge, deren erstmalige Zulassung länger als 

zwölf Jahre zurückliegt, überprüfen, ob sie den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen entsprechen. Wenn die Behörde das erforderliche Gutachten von 
der Landes-prüfstelle einholt, so kann zur besseren Koordination und effizienten 
Auslastung auch die Auswahl der Fahrzeuge und die Vorladung der 
Zulassungsbesitzer im Einvernehmen mit dem Landeshauptmann diesem 
übertragen werden. In diesen Fällen gehen auch die Zuständigkeiten gemäß § 57 
Abs. 6 und Abs. 7 auf den Landeshauptmann über. 

(1b) bis (5)… 

 § 56. (6) Der Kostenersatz gemäß Abs. 4 ist auch dann zu entrichten, wenn 
ein vereinbarter Prüftermin nicht wahrgenommen wird und nicht spätestens drei 
Werktage vorher abgesagt wird. 

§ 57. (1)… 
(2) Das Gutachten (Abs. 1) ist bei einem gemäß § 125 bestellten 

§ 57. (1)… 
(2) Das Gutachten (Abs. 1) ist bei einem gemäß § 125 bestellten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sachverständigen, bei der Bundesanstalt für Verkehr oder bei einem vom 
Landeshauptmann gemäß Abs. 4 zur Abgabe von solchen Gutachten 
Ermächtigten einzuholen. 

(3)… 

Sachverständigen, oder bei einem vom Landeshauptmann gemäß Abs. 4 zur 
Abgabe von solchen Gutachten Ermächtigten einzuholen. 

(3)… 

§ 57. (4) Der Landeshauptmann kann für seinen örtlichen Wirkungsbereich 
auf Antrag Ziviltechniker oder technische Büros-Ingenieurbüros (§ 134 GewO) 
des einschlägigen Fachgebietes, Vereine oder zur Reparatur von Kraftfahrzeugen 
oder Anhängern berechtigte Gewerbetreibende, die hinreichend über hiezu 
geeignetes, die Voraussetzungen des § 125 Abs. 2 Z 2 erfüllendes Personal und 
die erforderlichen Einrichtungen verfügen, zur Abgabe von Gutachten für die 
besondere Überprüfung ermächtigen, wenn zu erwarten ist, dass die gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen (Landesprüfstelle) oder die Bundesanstalt für 
Verkehr die erforderlichen Prüfungen nicht in ausreichendem Umfang abwickeln 
können werden. Die Ermächtigung darf nur vertrauenswürdigen Personen 
verliehen werden. Der Ermächtigte hat Veränderungen hinsichtlich ihres 
Personals und ihrer Einrichtungen, soweit diese Voraussetzungen für die 
Erteilung der Ermächtigung waren, unverzüglich dem Landeshauptmann 
anzuzeigen. Die Voraussetzungen des § 125 Abs. 2 Z 2 lit. b gelten auch dann als 
erfüllt, wenn in sinngemäßer Anwendung des § 125 Abs. 3 festgestellt wurde, 
dass eine gleichwertige Ausbildung vorliegt. Die Ermächtigung ist ganz oder nur 
hinsichtlich einzelner Arten von Fahrzeugen zu widerrufen, wenn der 
Ermächtigte nicht mehr vertrauenswürdig ist, nicht mehr über geeignetes Personal 
verfügt oder seine Einrichtungen nicht den durch Verordnung festgesetzten 
Anforderungen entsprechen. Erforderlichenfalls kann der Ausschluss bestimmter 
geeigneter Personen von dieser Tätigkeit angeordnet werden. 

(4a) bis (9)… 

§ 57. (4) Der Landeshauptmann kann für seinen örtlichen Wirkungsbereich 
auf Antrag Ziviltechniker oder technische Büros-Ingenieurbüros (§ 134 GewO) 
des einschlägigen Fachgebietes, Vereine oder zur Reparatur von Kraftfahrzeugen 
oder Anhängern berechtigte Gewerbetreibende, die hinreichend über hiezu 
geeignetes, die Voraussetzungen des § 125 Abs. 2 Z 2 erfüllendes Personal und 
die erforderlichen Einrichtungen verfügen, zur Abgabe von Gutachten für die 
besondere Überprüfung ermächtigen, wenn zu erwarten ist, dass die gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen (Landesprüfstelle) die erforderlichen Prüfungen nicht 
in ausreichendem Umfang abwickeln können werden. Die Ermächtigung darf nur 
vertrauenswürdigen Personen verliehen werden. Der Ermächtigte hat 
Veränderungen hinsichtlich ihres Personals und ihrer Einrichtungen, soweit diese 
Voraussetzungen für die Erteilung der Ermächtigung waren, unverzüglich dem 
Landeshauptmann anzuzeigen. Die Voraussetzungen des § 125 Abs. 2 Z 2 lit. b 
gelten auch dann als erfüllt, wenn in sinngemäßer Anwendung des § 125 Abs. 3 
festgestellt wurde, dass eine gleichwertige Ausbildung vorliegt. Die 
Ermächtigung ist ganz oder nur hinsichtlich einzelner Arten von Fahrzeugen zu 
widerrufen, wenn der Ermächtigte nicht mehr vertrauenswürdig ist, nicht mehr 
über geeignetes Personal verfügt, seine Einrichtungen nicht den durch 
Verordnung festgesetzten Anforderungen entsprechen oder wenn eine der für die 
Erteilung der Ermächtigung erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
ist. Erforderlichenfalls kann der Ausschluss bestimmter geeigneter Personen von 
dieser Tätigkeit angeordnet werden. 

(4a) bis (9)…
§ 57a. (1) bis (1b)… 
(2) Der Landeshauptmann hat für seinen örtlichen Wirkungsbereich auf 

Antrag Ziviltechniker oder technische Büros-Ingenieurbüros (§ 134 GewO) des 
einschlägigen Fachgebietes, Vereine oder zur Reparatur von Kraftfahrzeugen 
oder Anhängern berechtigte Gewerbetreibende, die hinreichend über hiezu 
geeignetes Personal und die erforderlichen Einrichtungen verfügen, zur 
wiederkehrenden Begutachtung aller oder einzelner Arten von Fahrzeugen gemäß 
Abs. 1 zu ermächtigen. Die Ermächtigung darf nur vertrauenswürdigen Personen 

§ 57a. (1) bis (1b)… 
(2) Der Landeshauptmann hat für seinen örtlichen Wirkungsbereich auf 

Antrag Ziviltechniker oder technische Büros-Ingenieurbüros (§ 134 GewO) des 
einschlägigen Fachgebietes, Vereine oder zur Reparatur von Kraftfahrzeugen 
oder Anhängern berechtigte Gewerbetreibende, die hinreichend über hiezu 
geeignetes Personal und die erforderlichen Einrichtungen verfügen, zur 
wiederkehrenden Begutachtung aller oder einzelner Arten von Fahrzeugen gemäß 
Abs. 1 zu ermächtigen. Die Ermächtigung darf nur vertrauenswürdigen Personen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verliehen werden. Bei der Ermächtigung ist auch auszusprechen, in welcher 
Weise die Prüfstellen erkennbar gemacht sein müssen. Der Ermächtigte hat 
Veränderungen hinsichtlich seines Personals und seiner Einrichtungen, soweit 
diese Voraussetzung für die Erteilung der Ermächtigung waren, unverzüglich 
dem Landeshauptmann anzuzeigen. Die Ermächtigung ist ganz oder nur 
hinsichtlich einzelner Arten von Fahrzeugen zu widerrufen, wenn der 
Ermächtigte nicht mehr vertrauenswürdig ist, nicht mehr über geeignetes Personal 
verfügt oder seine Einrichtungen nicht den durch Verordnung festgesetzten 
Anforderungen entsprechen. Erforderlichenfalls kann der Ausschluss bestimmter 
geeigneter Personen von dieser Tätigkeit angeordnet werden. Durch Verordnung 
des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie ist festzusetzen, 
unter welchen Voraussetzungen eine Person als zur Durchführung der 
wiederkehrenden Begutachtung unter Berücksichtigung der Fahrzeugarten 
geeignet zu gelten hat und welche Einrichtungen nach dem jeweiligen Stand der 
Technik zur wiederkehrenden Begutachtung unter Berücksichtigung der 
Fahrzeugarten erforderlich sind. 

(2a) bis (2b)… 

verliehen werden. Bei der Ermächtigung ist auch auszusprechen, in welcher 
Weise die Prüfstellen erkennbar gemacht sein müssen. Der Ermächtigte hat 
Veränderungen hinsichtlich seines Personals und seiner Einrichtungen, soweit 
diese Voraussetzung für die Erteilung der Ermächtigung waren, unverzüglich 
dem Landeshauptmann anzuzeigen. Die Ermächtigung ist ganz oder nur 
hinsichtlich einzelner Arten von Fahrzeugen zu widerrufen, wenn der 
Ermächtigte nicht mehr vertrauenswürdig ist, nicht mehr über geeignetes Personal 
verfügt, seine Einrichtungen nicht den durch Verordnung festgesetzten 
Anforderungen entsprechen oder wenn eine der für die Erteilung der 
Ermächtigung erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr gegeben ist. 
Erforderlichenfalls kann der Ausschluss bestimmter geeigneter Personen von 
dieser Tätigkeit angeordnet werden. Durch Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie ist festzusetzen, unter welchen 
Voraussetzungen eine Person als zur Durchführung der wiederkehrenden 
Begutachtung unter Berücksichtigung der Fahrzeugarten geeignet zu gelten hat 
und welche Einrichtungen nach dem jeweiligen Stand der Technik zur 
wiederkehrenden Begutachtung unter Berücksichtigung der Fahrzeugarten 
erforderlich sind. 

(2a) bis (2b)…
§ 57a. (3) Z 1 … 

 2. bei Anhängern, ausgenommen solche nach Z 3 und historische 
Fahrzeuge gemäß Z 4, jährlich, 

§ 57a. (3) Z 1 … 
 2. bei Anhängern, ausgenommen solche nach Z 3, Z 5 und historische 

Fahrzeuge gemäß Z 4, jährlich, 
 3. bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1, ausgenommen Taxis, Rettungs- und 

Krankentransportfahrzeuge und bei Zugmaschinen und Motorkarren 
jeweils mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h, aber 
nicht mehr als 40 km/h, bei selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und 
Transportkarren jeweils mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 
30 km/h aber nicht mehr als 40 km/h und bei Anhängern, mit denen eine 
Geschwindigkeit von 25 km/h überschritten werden darf und die 

 a) ein höchstes zulässiges Gesamtgewicht von nicht mehr als 3 500 kg 
aufweisen oder 

 b) landwirtschaftliche Anhänger sind 
drei Jahre nach der ersten Zulassung, zwei Jahre nach der ersten 
Begutachtung und ein Jahr nach der zweiten und nach jeder weiteren 
Begutachtung, 

 3. bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1, ausgenommen Taxis, Rettungs- und 
Krankentransportfahrzeuge und bei Zugmaschinen und Motorkarren 
jeweils mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h, aber 
nicht mehr als 40 km/h, bei selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und 
Transportkarren jeweils mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 
30 km/h aber nicht mehr als 40 km/h und bei Anhängern, mit denen eine 
Geschwindigkeit von 25 km/h überschritten werden darf und die 

 a) ein höchstes zulässiges Gesamtgewicht von nicht mehr als 3 500 kg 
aufweisen oder 

 b) landwirtschaftliche Anhänger sind, mit denen eine Geschwindigkeit 
von 40 km/h überschritten werden darf, 

drei Jahre nach der ersten Zulassung, zwei Jahre nach der ersten 
Begutachtung und ein Jahr nach der zweiten und nach jeder weiteren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Begutachtung,

§ 57a. (3) Z 4 … 
(4) bis (9) … 

§ 57a. (3) Z 4 … 
 5. bei landwirtschaftlichen Anhängern, mit denen eine Geschwindigkeit 

von 25 km/h aber nicht 40 km/h überschritten werden darf, drei Jahre 
nach der ersten Zulassung, zwei Jahre nach der ersten Begutachtung und 
danach alle zwei Jahre. 

(4) bis (9) …
§ 57c. (1) bis (5) Z 6… 

 7. die gemäß § 57a ermächtigten Stellen auf die ihnen zugewiesenen 
Nummernkreise und Plaketten und auf die gespeicherten Gutachten im 
Falle der Ausstellung eines Duplikatgutachtens. 

§ 57c. (1) bis (5) Z 6… 
 7. die gemäß § 57a ermächtigten Stellen auf die ihnen zugewiesenen 

Nummernkreise und Plaketten sowie auf die Kilometerstände aller 
Fahrzeuge zur Überprüfung des Kilometerstandes, 

  8. Abgabenbehörden des Bundes, soweit das zur Wahrnehmung der ihnen 
übertragenen Aufgaben notwendig ist. 

§ 61. (1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer auf Verlangen 
binnen fünf Tagen nach der Übernahme der Verpflichtung aus einer 
vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (§ 59) eine Bestätigung 
über die Übernahme dieser Verpflichtungen, die Versicherungsbestätigung, 
kostenlos auszustellen. Auf der Versicherungsbestätigung ist anzugeben, dass auf 
den Versicherungsvertrag österreichisches Recht anzuwenden ist. 

§ 61. (1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer auf Verlangen 
binnen fünf Tagen nach der Übernahme der Verpflichtung aus einer 
vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (§ 59) eine Bestätigung 
über die Übernahme dieser Verpflichtungen, die Versicherungsbestätigung, 
kostenlos elektronisch oder in Papierform auszustellen. 

 § 61. (1a) Die Versicherungsbestätigung hat folgende Mindestangaben zu 
enthalten: 

 1. Name und Sitz des ausstellenden Versicherers, 
 2. Nummer der Versicherungsbestätigung, 
 3. Hinweis auf die Anwendung österreichischen Rechts 
 4. Gültigkeitsbeginn und 
  5. Ausstellungsdatum. 

(2)… Eine in die zentrale Deckungsevidenz aufgenommene Versicherungsbestätigung 
ist nur zu berücksichtigen, sofern im Zeitpunkt der nach Einlangen und 
Gültigkeitsbeginn erfolgten Reihung nicht mehr als ein Jahr vergangen ist. Liegt 
der Gültigkeitsbeginn jedoch vor dem Ausstellungsdatum, so läuft diese Frist ab 
dem Ausstellungsdatum. § 20 Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetz 1994 
bleibt unberührt. 

(2)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 61. (3) Ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, weil 

der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie (§ 38 Abs. 1 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958) nicht rechtzeitig gezahlt hat oder weil der 
Versicherungsnehmer nach Ablauf einer ihm gemäß § 39 Abs. 1 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958 bestimmten Zahlungsfrist mit der Zahlung 
einer Folgeprämie für die für das Fahrzeug vorgeschriebene Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung oder geschuldeter Zinsen oder Kosten im Verzug ist, so 
hat er dies der Behörde, in deren örtlichem Wirkungskreis das Fahrzeug 
zugelassen ist, unter Angabe des Kennzeichens anzuzeigen. Der Versicherer hat 
gleichzeitig auch den Versicherungsnehmer von dieser Anzeige zu verständigen. 
Hat der Versicherungsnehmer die Zahlung nachgeholt, so hat der Versicherer die 
Behörde unverzüglich davon zu verständigen, dass die Verpflichtung zur 
Leistung wieder besteht. 

§ 61. (3) Ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, weil 
der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie (§ 38 Abs. 1 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958) nicht rechtzeitig gezahlt hat oder weil der 
Versicherungsnehmer nach Ablauf einer ihm gemäß § 39 Abs. 1 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958 bestimmten Zahlungsfrist mit der Zahlung 
einer Folgeprämie für die für das Fahrzeug vorgeschriebene Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung oder geschuldeter Zinsen oder Kosten im Verzug ist, so 
kann er dies der Gemeinschaftseinrichtung unter Angabe des Kennzeichens 
anzeigen. Diese hat die Anzeige zu erfassen (§ 47 Abs. 4b) und im Namen der 
Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, den 
Zulassungsbesitzer über die drohende Aufhebung der Zulassung zu informieren. 

§ 61. (4) Der Versicherer hat jeden Umstand, der das Nichtbestehen oder die 
Beendigung der für ein Fahrzeug vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung zur Folge hat, der Behörde, in deren örtlichem 
Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, unter Angabe des Kennzeichens in 
zweifacher Ausfertigung anzuzeigen; das gleiche gilt, wenn die 
Versicherungssummen die vorgeschriebenen Mindestsummen nicht erreichen. 
Die Anzeige ist jedoch nicht erforderlich, wenn die Behörde den Versicherer von 
der Abmeldung des Fahrzeuges oder von der Aufhebung der Zulassung 
verständigt hat (Abs. 2). Die Verständigung des Versicherers durch die Behörde 
ersetzt die Anzeige des Versicherers hinsichtlich ihrer Wirkung auf den Beginn 
der im § 24 Abs. 2 des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetzes 1994 
angeführten Frist von drei Monaten. 

(5) bis (6)… 

§ 61. (4) Der Versicherer hat jeden Umstand, der das Nichtbestehen oder die 
Beendigung der für ein Fahrzeug vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung zur Folge hat, der Gemeinschaftseinrichtung der zum 
Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer 
mitzuteilen. Diese hat diesen Umstand, sofern nicht ein anderer haftender 
Versicherer in der zentralen Deckungs-evidenz (§ 47 Abs. 4b) gespeichert ist, der 
Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, unter 
Angabe des Kennzeichens anzuzeigen. Diese Anzeige löst die in § 24 Abs. 2 des 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetz 1994 angeführte Frist von drei 
Monaten aus. Das gleiche gilt, wenn die Versicherungssummen die 
vorgeschriebenen Mindestsummen nicht erreichen. Die Anzeige ist jedoch nicht 
erforderlich, wenn die Behörde den Versicherer von der Abmeldung des 
Fahrzeuges oder von der Aufhebung der Zulassung verständigt hat (Abs. 2). Die 
Verständigung des Versicherers durch die Behörde ersetzt die Anzeige des 
Versicherers hinsichtlich ihrer Wirkung auf den Beginn der im § 24 Abs. 2 des 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetzes 1994 angeführten Frist von drei 
Monaten. 

(5) bis (6)… 
§ 82. (1) bis (8)… 
(9) Wird von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 

Straßenaufsicht eine Übertretung des Abs. 8 festgestellt, so haben sie hievon das 
Daten-, Informations- und Aufbereitungscenter des Bundesministeriums für 

§ 82. (1) bis (8)… 
(9) Wird von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 

Straßenaufsicht eine Übertretung des Abs. 8 vermutet, so haben sie hievon das 
Daten-, Informations- und Aufbereitungscenter des Bundesministeriums für 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Finanzen zur abgaberechtlichen Überprüfung zu verständigen. In der 
Verständigung sind der Name und die Adresse des Lenkers und des 
Zulassungsbesitzers, das Kennzeichen des Fahrzeuges sowie Zeit und Ort der 
Tatbegehung anzugeben. 

Finanzen zur abgaberechtlichen Überprüfung zu verständigen. In der 
Verständigung sind der Name und die Adresse des Lenkers und des 
Zulassungsbesitzers, das Kennzeichen des Fahrzeuges sowie Zeit, Ort und 
Umstände der Tatbegehung anzugeben. 

§ 99. (1) bis (4)… 
(5) Bei Sichtbehinderung durch Regen, Schneefall, Nebel und dergleichen 

sind Abblendlicht, Nebellicht oder beide gemeinsam zu verwenden; Fernlicht darf 
außer während der Dämmerung, bei Dunkelheit oder bei Nebel an Stelle von 
Abblendlicht verwendet werden. Nebelschlussleuchten dürfen nur bei 
Sichtbehinderung durch Regen, Schneefall, Nebel und dergleichen verwendet 
werden. Unbeschadet der Bestimmungen über die Verwendung von Fernlicht und 
von Nebelscheinwerfern ist bei einspurigen Krafträdern während des Fahrens 
stets Abblendlicht zu verwenden. 

(5a) bis (8)… 

§ 99. (1) bis (4)… 
(5) Bei Sichtbehinderung durch Regen, Schneefall, Nebel und dergleichen 

sind Abblendlicht, Nebellicht oder beide gemeinsam zu verwenden; Fernlicht darf 
außer während der Dämmerung, bei Dunkelheit oder bei Nebel an Stelle von 
Abblendlicht verwendet werden. Nebelschlussleuchten dürfen nur bei 
Sichtbehinderung durch Regen, Schneefall, Nebel und dergleichen verwendet 
werden. Unbeschadet der Bestimmungen über die Verwendung von Fernlicht und 
von Nebelscheinwerfern ist bei einspurigen Krafträdern während des Fahrens 
stets Abblendlicht oder Tagfahrlicht zu verwenden. 

(5a) bis (8)… 
§ 102. (1) bis (2)… 
(3) Der Lenker muss die Handhabung und Wirksamkeit der 

Betätigungsvorrichtung des von ihm gelenkten Kraftfahrzeuges kennen. Ist er mit 
ihrer Handhabung und Wirksamkeit noch nicht vertraut, so darf er das Fahrzeug 
nur mit besonderer Vorsicht lenken. Er muss die Lenkvorrichtung während des 
Fahrens mit mindestens einer Hand festhalten und muss beim Lenken Auflagen, 
unter denen ihm die Lenkerberechtigung erteilt wurde, erfüllen. Er hat sich im 
Verkehr der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechend zu verhalten. Während 
des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung einer 
Freisprecheinrichtung verboten. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie hat unter Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit und den Stand 
der Technik durch Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich der 
Anforderungen für Freisprecheinrichtungen festzulegen. Freisprecheinrichtungen 
müssen den Anforderungen der Produktsicherheitsbestimmungen für 
Freisprecheinrichtungen entsprechen. 

(4) bis (9)… 

§ 102. (1) bis (2)… 
(3) Der Lenker muss die Handhabung und Wirksamkeit der 

Betätigungsvorrichtung des von ihm gelenkten Kraftfahrzeuges kennen. Ist er mit 
ihrer Handhabung und Wirksamkeit noch nicht vertraut, so darf er das Fahrzeug 
nur mit besonderer Vorsicht lenken. Er muss die Lenkvorrichtung während des 
Fahrens mit mindestens einer Hand festhalten und muss beim Lenken Auflagen, 
unter denen ihm die Lenkerberechtigung erteilt wurde, erfüllen. Er hat sich im 
Verkehr der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechend zu verhalten. Während 
des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung einer 
Freisprecheinrichtung sowie jegliche andere Handhabung des Mobiltelefons, mit 
Ausnahme der Bedienung des Navigationssystems eines im Wageninneren 
befestigten Mobiltelefons, verboten. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie hat unter Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit und den 
Stand der Technik durch Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich der 
Anforderungen für Freisprecheinrichtungen festzulegen. Freisprecheinrichtungen 
müssen den Anforderungen der Produktsicherheitsbestimmungen für 
Freisprecheinrichtungen entsprechen. 

(4) bis (9)… 
§ 102. (10) Der Lenker hat auf Fahrten Verbandzeug, das zur 

Wundversorgung geeignet und in einem widerstandsfähigen Behälter staubdicht 
§ 102. (10) Der Lenker hat auf Fahrten Verbandzeug, das zur 

Wundversorgung geeignet und in einem widerstandsfähigen Behälter staubdicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verpackt und gegen Verschmutzung geschützt ist, sowie bei mehrspurigen 
Kraftfahrzeugen eine geeignete Warneinrichtung und eine geeignete, der 
ÖNORM EN 471 entsprechende Warnkleidung mit weiß retroreflektierenden 
Streifen mitzuführen. Der Lenker hat diese Warnkleidung im Falle des § 89 
Abs. 2 StVO 1960 beim Aufstellen der Warneinrichtung oder im Falle des § 46 
Abs. 3 StVO 1960, wenn er sich auf einer Autobahn oder Autostraße außerhalb 
des Fahrzeuges aufhält, in bestimmungsgemäßer Weise zu tragen. Der Lenker hat 
bei Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 
3 500 kg ausgenommen Fahrzeuge der Klasse M1 und bei anderen als leichten 
Anhängern pro Fahrzeug jeweils mindestens einen Unterlegkeil mitzuführen. 

(10a) bis (12)… 

verpackt und gegen Verschmutzung geschützt ist, sowie bei mehrspurigen 
Kraftfahrzeugen eine geeignete Warneinrichtung und eine geeignete, der 
ÖNORM EN 471 oder der ÖNORM EN ISO 20471 entsprechende Warnkleidung 
mit weiß retroreflektierenden Streifen mitzuführen. Der Lenker hat diese 
Warnkleidung im Falle des § 89 Abs. 2 StVO 1960 beim Aufstellen der 
Warneinrichtung oder im Falle des § 46 Abs. 3 StVO 1960, wenn er sich auf 
einer Autobahn oder Autostraße außerhalb des Fahrzeuges aufhält, in 
bestimmungsgemäßer Weise zu tragen. Der Lenker hat bei Kraftfahrzeugen mit 
einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3 500 kg ausgenommen 
Fahrzeuge der Klasse M1 und bei anderen als leichten Anhängern pro Fahrzeug 
jeweils mindestens einen Unterlegkeil mitzuführen. 

(10a) bis (12)… 
§ 103. (1) Z 1 bis Z 4 lit. a) bis c)… § 103. (1) Z 1 bis Z 4 lit. a) bis c)… 

 d) nachweisen, dass Sie Fahrschulbesitzer sind und den Omnibus für 
Schul- oder Prüfungsfahrten zum Erwerb einer Lenkberechtigung 
benötigen; 

§ 103. (1) Z 5 lit. a) bis lit. e)…  § 103. (1) Z 5 lit. a) bis lit. e)… 
 f) nachweisen, dass Sie Fahrschulbesitzer sind und den Lastkraftwagen 

oder das Sattelzugfahrzeug für Schul- oder Prüfungsfahrten zum 
Erwerb einer Lenkberechtigung benötigen; 

§ 105. (1) bis (2)… 
(3) Der Lenker des Zugfahrzeuges muss die zum Lenken dieses Fahrzeuges 

erforderliche Lenkberechtigung besitzen. Bei abzuschleppenden Kraftfahrzeugen, 
die gelenkt werden, muss deren Lenker bei Krafträdern außer Motorfahrrädern 
eine Lenkberechtigung für die Klasse A, bei allen übrigen Kraftfahrzeugen eine 
Lenkberechtigung für die Klasse oder Unterklasse, in die das Fahrzeug fällt, oder 
für die Klasse B besitzen. 

(4) bis (8)… 

§ 105. (1) bis (2)… 
(3) Der Lenker des Zugfahrzeuges muss die zum Lenken dieses Fahrzeuges 

erforderliche Lenkberechtigung besitzen. Bei abzuschleppenden Kraftfahrzeugen, 
die gelenkt werden, muss deren Lenker eine Lenkberechtigung für die Klasse, in 
die das Fahrzeug fällt, oder bei Kraftwagen für die Klasse B, besitzen. 

(4) bis (8)… 

§ 106. (1) bis (3) Z 3… 
 4. für den Lenker eines Kraftfahrzeugs in Ausübung des Taxi-Gewerbes bei 

der gewerbsmäßigen Beförderung eines Fahrgastes, 

§ 106. (1) bis (3) Z 3… 
 4. für den Lenker eines Kraftfahrzeugs in Ausübung des Taxi-Gewerbes bei 

der gewerbsmäßigen Beförderung eines Fahrgastes, ausgenommen bei 
Schülerbeförderungen, 

§ 106. (4) bis (9)… § 106. (4) bis (9)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(10) Bei Schülertransporten mit Omnibussen müssen zwei von hinten 

sichtbare Warnleuchten mit gelbrotem Licht (§ 20 Abs. 1 lit. f) angebracht sein. 
Als Schülertransporte gelten Beförderungen von 

(10) Bei Schülertransporten mit Omnibussen müssen zwei von hinten 
sichtbare Warnleuchten mit gelbrotem Licht (§ 20 Abs. 1 Z 6) angebracht sein. 
Als Schülertransporte, ausgenommen rein priavte Beförderungen, gelten 
Beförderungen von 

 1. Schülern, die ihre allgemeine Schulpflicht durch den Besuch einer der im 
§ 5 des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76/1985, angeführten 
Schule erfüllen, von und zu dieser Schule und zu ihren 
Schulveranstaltungen sowie von und zu Schülerhorten, 

 1. Schülern, die ihre allgemeine Schulpflicht durch den Besuch einer der im 
§ 5 des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76/1985, angeführten 
Schule erfüllen, von und zu dieser Schule und zu ihren 
Schulveranstaltungen sowie von und zu Schülerhorten, 

 2. schulpflichtigen Zöglingen von Jugendwohlfahrtanstalten, die ihre 
Schulpflicht nicht erfüllen, von und zu Veranstaltungen dieser Anstalten 
oder

 2. schulpflichtigen Zöglingen von Jugendwohlfahrtanstalten, die ihre 
Schulpflicht nicht erfüllen, von und zu Veranstaltungen dieser Anstalten 
oder 

 3. Kindern, die einen Kindergarten besuchen, von und zu diesem 
Kindergarten und seinen Kindergartenveranstaltungen.

 3. Kindern, die einen Kindergarten besuchen, von und zu diesem 
Kindergarten und seinen Kindergartenveranstaltungen.

(10a) bis (15)… Beim Lenker eines Schülertransports, der nicht unter die Bestimmungen des 
Gelegenheitsverkehrsgesetzes fällt, darf der Alkoholgehalt des Blutes nicht mehr 
als 0,1 g/l (0,1 Promille) oder der Alkoholgehalt der Atemluft nicht mehr als 0,05 
mg/l betragen. 

(10a) bis (15)… 
§ 122a. (1) bis (2)… 
(3) Die Bewilligung für den Ausbildner ist schriftlich zu erteilen. Sie ist zu 

entziehen oder einzuschränken, wenn ihre Voraussetzungen nicht oder nicht mehr 
gegeben sind oder wenn der Ausbildner wegen eines der in § 7 Abs. 3 FSG 
genannten Delikte rechtskräftig bestraft wurde. Sie erlischt, wenn ihrem Besitzer 
die Lenkberechtigung entzogen wurde. Die Erteilung der Bewilligung ist im 
Führerschein zu vermerken, ebenso eine Einschränkung. Im Falle der Entziehung 
oder des Erlöschens ist dieser Vermerk zu streichen. 

(4)…

§ 122a. (1) bis (2)… 
(3) Die Bewilligung für den Ausbildner ist schriftlich zu erteilen. Sie ist zu 

entziehen oder einzuschränken, wenn ihre Voraussetzungen nicht oder nicht mehr 
gegeben sind oder wenn der Ausbildner wegen eines der in § 7 Abs. 3 FSG 
genannten Delikte rechtskräftig bestraft wurde. Sie erlischt, wenn ihrem Besitzer 
die Lenkberechtigung entzogen wurde. 

(4)… 

§ 122a. (5) Für Lehrfahrten dürfen während der Grundausbildung nur 
Fahrzeuge verwendet werden, die den Vorschriften über Schulfahrzeuge (§ 112 
Abs. 3) entsprechen. Auf anderen Fahrzeugen dürfen Lehrfahrten erst 
durchgeführt werden, wenn der Lehrling die Grundausbildung absolviert hat und 
die Ausbildungseinrichtung bestätigt, dass die Vermittlung über die 
Grundkenntnisse der Fahrzeugbeherrschung (§ 11 Abs. 4 Z 2 FSG) erfolgt ist. Bei 
Lehrfahrten sind die Fahrzeuge in sinngemäßer Anwendung des § 122 Abs. 6 

§ 122a. (5) Für Lehrfahrten dürfen während der Grundausbildung nur 
Fahrzeuge verwendet werden, die den Vorschriften über Schulfahrzeuge (§ 112 
Abs. 3) entsprechen. Auf anderen Fahrzeugen dürfen Lehrfahrten erst 
durchgeführt werden, wenn der Lehrling die Grundausbildung absolviert hat und 
die Ausbildungseinrichtung bestätigt, dass die Vermittlung über die 
Grundkenntnisse der Fahrzeugbeherrschung (§ 11 Abs. 4 Z 2 FSG) erfolgt ist. Bei 
Lehrfahrten sind die Fahrzeuge in sinngemäßer Anwendung des § 122 Abs. 7 zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erster und zweiter Satz zu kennzeichnen, wobei anstelle des Wortes 
„Übungsfahrt“ das Wort „Lehrfahrt“ zu verwenden ist. § 122 Abs. 5 letzter Satz 
gilt auch für den Ausbildner bei Lehrfahrten. 

(6) bis (9)… 

kennzeichnen, wobei anstelle des Wortes „Übungsfahrt“ das Wort „Lehrfahrt“ zu 
verwenden ist. § 122 Abs. 6 letzter Satz gilt auch für den Ausbildner bei 
Lehrfahrten. 

(6) bis (9)… 
§ 131. (1) Die Bundesanstalt für Verkehr ist zur Bearbeitung, Lösung und 

Begutachtung kraftfahrtechnischer und verkehrstechnischer Fragen und zur 
Prüfung und Begutachtung von Kraftfahrzeugen und Anhängern und von Teilen 
und Ausrüstungsgegenständen sowie der Ladung solcher Fahrzeuge berechtigt. 
Sie hat dem Bund als kraftfahrtechnische Prüfanstalt zu dienen und Gutachten zu 
erstatten. Sie ist berechtigt, Zeugnisse auszustellen; diese sind öffentliche 
Urkunden. Durch Bundesgesetz oder durch Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie können der Bundesanstalt für Verkehr 
weitere konkrete Aufgaben im Bereich der Aus- und Weiterbildung der 
Fahrprüfer übertragen werden. 

§ 131. (1) Die Bundesanstalt für Verkehr ist zur Bearbeitung, Lösung und 
Begutachtung kraftfahrtechnischer und verkehrstechnischer Fragen und zur 
Prüfung und Begutachtung von Kraftfahrzeugen und Anhängern und von Teilen 
und Ausrüstungsgegenständen sowie der Ladung solcher Fahrzeuge berechtigt. 
Sie hat dem Bund als kraftfahrtechnische Prüfanstalt zu dienen und Gutachten zu 
erstatten. Sie ist berechtigt, Zeugnisse auszustellen; diese sind öffentliche 
Urkunden. 

§ 131. (2) Die Bundesanstalt für Verkehr untersteht als Anstalt ohne 
Rechtspersönlichkeit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie. Das Anstaltspersonal ist unbeschadet der dienstrechtlichen und 
disziplinären Unterordnung unter den Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie in Angelegenheiten der Anstalt einem Leiter unmittelbar 
unterstellt und an dessen Weisung gebunden. 

(3) bis (6)… 

§ 131. (2) Die Bundesanstalt für Verkehr untersteht als Anstalt ohne 
Rechtspersönlichkeit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie. Das Anstaltspersonal ist unbeschadet der dienstrechtlichen und 
disziplinären Unterordnung unter den Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie in Angelegenheiten der Anstalt, mit Ausnahme der 
Angelegenheiten der Durchführung einer Sicherheitsuntersuchung gemäß 
Unfalluntersuchungsgesetz – UUG 2005 einem Leiter unmittelbar unterstellt und 
an dessen Weisung gebunden. 

(3) bis (6)… 
§ 132. (1) bis (28)… 
(29) Im Hinblick auf die Änderungen durch das Bundesgesetz BGBl. I 

Nr. 43/2013 gelten folgende Übergangsregelungen: 

§ 132. (1) bis (28)… 
(29) Im Hinblick auf die Änderungen durch das Bundesgesetz BGBl. I 

Nr. 43/2013 gelten folgende Übergangsregelungen: 
 1. § 2 Abs. 1 Z 15b in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 43/2013 gilt nicht für Leichtmotorräder, die vor 
Inkrafttreten dieser Bestimmung bereits genehmigt worden 
sind; diese müssen aber den bisherigen Vorschriften 
entsprechen; 

Z 2 bis Z 9…

Z 2 bis Z 9… 

 § 132. (31) Bereits zugelassene Fahrzeuge der Post dürfen weiterhin das 
zugewiesene Sachbereichskennzeichen führen und müssen nicht umgemeldet 
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  23 von 23 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
werden.

§ 134. (1) bis (1c)… § 134. (1) bis (1c)… 
(1d) Wer als Hersteller oder als gemäß § 29 Abs. 2 in Österreich 

Bevollmächtigter des Herstellers, als Lieferant oder Händler von Reifen gegen 
die in der Verordnung Nr. 1222/2009 über die Kennzeichnung von Reifen in 
Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter, ABl. L 
Nr. 342 vom 22.12.2009, vorgesehenen Verpflichtungen verstößt, ist mit einer 
Geldstrafe bis zu 5 000 Euro zu bestrafen. Auch der Versuch der Begehung eines 
solchen Verstoßes ist strafbar. 

§ 135. (1) bis (28)… § 135. (1) bis (28)…
 (29) Die Änderungen durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx treten wie 

folgt in Kraft: 
  1. § 56 Abs. 6 und § 106 Abs. 3 Z 4 jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 1. Jänner 2016; 
  2. § 41 Abs. 7, § 47 Abs. 4c und § 57c Abs. 5 Z 8 jeweils in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 1. März 2016; 
 3. § 57c Abs. 5 Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 

1. Mai 2016; 
  4. der Bundesminister für Verkehr und Innovation ist im Hinblick auf die 

erforderlichen Vorarbeiten an der Deckungsevidenz ermächtigt, den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 40a Abs. 5, § 44 Abs. 1, § 47 
Abs. 4a, 4b und 5, § 52 Abs. 2 und § 61 Abs. 1, 1a, 3 und 4 jeweils in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx durch Verordnung 
festzulegen. 
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